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Kleine Anfrage 66 
 
des Abgeordneten Theo Kruse  CDU 
 
 
Negative Folgen der fehlenden Mitwirkungspflicht des Wohnungsgebers bei An- und 
Abmeldungen in Nordrhein-Westfalen 

 

Im Meldegesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (MG NRW) war lange Zeit eine Mitwir-
kungspflicht des Wohnungsgebers bei An- und Abmeldungen vorgesehen. Gemäß § 14 
Abs. 1 S. 2 MG NRW a.F. hatte der Wohnungsgeber dem Meldepflichtigen den Ein- oder 
Auszug schriftlich zu bestätigen. Diese Bestätigung hatte der Meldepflichtige gemäß § 17 
Abs. 1 S. 2 MG NRW a.F. der Meldebehörde vorzulegen. 

Diese Regelung wurde auf Initiative der damaligen rot-grünen Landesregierung durch Ände-
rungsgesetz vom 05.04.2005 (GV.NRW Nr. 16 S. 263-267) beseitigt. In der Gesetzesbe-
gründung wurde der Verzicht auf den Wegfall der Mitwirkungspflicht damit begründet, „dass 
(…) der Verzicht auf die Vermietermeldepflicht keine spürbaren Einbußen bei der Qualität 
der Melderegister erwarten [lasse]“ (Drs. 13/6300, S. 40). Bei dieser Gesetzesänderung 
handelte es sich um eine Umsetzung bundesrechtlicher Vorgaben, nachdem die rot-grüne 
Bundesregierung bereits im Jahr 2002 das Melderechtsrahmengesetz geändert und die Mit-
wirkungspflicht des Wohnungsgebers gestrichen hatte. 

Infolge der Föderalismusreform ist das Meldewesen in die ausschließliche Gesetzgebungs-
zuständigkeit des Bundes überführt worden. Die Meldegesetze der Länder gelten so lange 
fort, bis ein Bundesmeldegesetz in Kraft tritt. Einen ersten Entwurf für ein solches Bundes-
meldegesetz hat die Bundesregierung im Dezember 2011 mit dem „Entwurf eines Gesetzes 
zur Fortentwicklung des Meldewesens“ (BT-Drs. 17/7746) vorgelegt. Darin ist die Wiederein-
führung der Mitwirkungspflicht des Wohnungsgebers bei An- und Abmeldungen vorgesehen, 
so dass im Ergebnis der frühere Rechtszustand wiederhergestellt würde. 

Welche negativen Folgen die von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN veranlasste Strei-
chung der Mitwirkungspflicht bei An- und Abmeldungen in der Praxis hatte, dokumentiert ein 
Beitrag in der Zeitschrift MieterMagazin 11/2007, S. 22, am Beispiel der Stadt Berlin. Dort 
wurde das Meldegesetz im Jahr 2006 in gleicher Weise geändert, wie das MG NRW. Laut 
des Berichts sei infolge der Gesetzesänderung eine erhebliche Zunahme von Scheinanmel-
dungen zu verzeichnen gewesen, die wiederum zahlreiche Folgeprobleme ausgelöst hätten. 
So seien bei einer Stichprobe in einem Berliner Bezirk 367 Anschriften überprüft worden, von 
denen sich 50 Prozent als falsch erweisen hätten. Unrichtige Meldebescheinigung seien u.a. 
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benutzt worden, um ein Girokonto zu eröffnen und dann im großen Stil Waren einzukaufen. 
Außerdem habe die Streichung der Mitwirkungspflicht des Wohnungsgebers Unterhalts-
pflichtigen das Abtauchen erleichtert. Da Mahnungen, Vorladungen vor Gericht oder Strafbe-
fehle automatisch an die Meldeadresse geschickt würden, seien entsprechende Ermittlungen 
vielfach ins Leere gelaufen. Auch die Fahndungsarbeit der Polizei würde erheblich er-
schwert, wenn keine ladungsfähige Anschrift von Tatverdächtigen vorliege. In einem Fall sei 
sogar das BKA im Zusammenhang mit der Fahndung nach einem Terrorverdächtigen zu 
einer Razzia bei einer falschen Adresse ausgerückt. Schließlich könne sich jedermann mit 
Hilfe einer fiktiven Anmeldung vom Schlüsseldienst die betreffende Wohnung öffnen lassen. 

 

Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesregierung: 

 
1. Wie viele Scheinanmeldungen sind infolge des Wegfalls der Mitwirkungspflicht des Woh-

nungsgebers bei An- und Abmeldungen in Nordrhein-Westfalen seit April 2005 zu ver-
zeichnen gewesen? 
 

2. In wie vielen Fällen sind infolge des Wegfalls der Mitwirkungspflicht des Wohnungsge-
bers bei An- und Abmeldungen in Nordrhein-Westfalen seit April 2005 unrichtige Melde-
bescheinigungen benutzt worden, um Girokonten zu eröffnen? 
 

3. In wie vielen Fällen konnten Unterhaltspflichtige in Nordrhein-Westfalen seit April 2005 
erst verspätet ermittelt werden, weil sich ihre Meldedaten infolge des Wegfalls der Mitwir-
kungspflicht des Wohnungsgebers bei An- und Abmeldungen als falsch erwiesen? 
 

4. In wie vielen Fällen konnten Mahnungen, Vorladungen vor Gericht und Strafbefehle in-
folge des Wegfalls der Mitwirkungspflicht des Wohnungsgebers bei An- und Abmeldun-
gen in Nordrhein-Westfalen seit April 2005 nicht auf Anhieb zugestellt werden? 
 

5. Welche weiteren Missbrauchsfälle sind im Zusammenhang mit dem Wegfall der Mitwir-
kungspflicht des Wohnungsgebers bei An- und Abmeldungen seit April 2005 in Nord-
rhein-Westfalen bekannt geworden? 

 
 
 
 
Theo Kruse  

 
 
 
 
 
 


